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Rainer Eppelmann: 

Die Opfer nicht aus den 
Augen und Herzen verlieren 
?fe Erfahrungen, die wir in und mit 45 Jahren 
UÖR gemacht haben, haben unser ganzes Leben 
J.nd alle Menschen umfaßt und nicht nur die 
gleicht 500.000 offiziellen und inoffiziellen 
Mitarbeiter der Staatssicherheit und ihre unmit- 
le,baren Opfer. 

arum wünsche ich mir, daß möglichst viele der 
0 Millionen Deutschen sich mit den Fragen und 
r°blemen unserer Vergangenheit intensiv befassen. 
s kann gar nicht zu viele Fragende geben, sondern 

*Ur zu wenige. 
Ie Fehlentscheidungen und die Arroganz der 

agierenden der DDR haben dazu geführt, daß wir 

Auszüge aus der Beratung des gemein- 
samen Antrags der Fraktionen von 
CDU/CSU, SPD und FDP auf Einsetzung 
®toer Enquete-Kommission „Aufarbei- 
tung der Geschichte und Folgen der 
SED-Diktatur" im Deutschen Bundestag 
ar* 12. März 1992 (Seite 1 bis 11) 

RelGrUnde in den ,etzten Janren von der Substanz 
J ,ebt haben und daß darum der Zusammenbruch, 

«n wir jetzt haben, so total und so schlimm ist: mit 
te "Honen Arbeitslosen, mit Tausenden Kurzarbei- 
^ rn» mit vergiftetem Wasser, verseuchter Erde, miß- 

auchten Menschen. (Fortsetzung Seite 2) 

Norbert Blüm 

Renten steigen 
nach 
verläßlichem 
Maßstab 
Zum 1. Juli 1992 werden die 
Renten in den alten und neuen 
Bundesländern entsprechend 
der jeweiligen Nettolohn-Ent- 
wicklung erhöht. Die unter- 
schiedliche Erhöhung in Ost 
und West verwirklicht Schritt 
für Schritt gleiche Lebensver- 
hältnisse in ganz Deutschland 
auch bei der Rente. 
Seite 12-13 
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Die D-Mark 
wird zur 
Euro-Mark 
• Fragen und Antworten zur 
europäischen Wirtschafts- und 
Währungsunion. Grüner Teil 
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HellTlUt Kohl:  Wir werden im Rahmen unserer Möglichkeiten alles tun, um die 
Arbeit der Enquete-Kommission zu unterstützen. Ich halte diese Arbeit für einen 
der wichtigsten historischen Aufträge an unsere Generation. Denn ich bin weiterhin 
davon überzeugt, daß es uns gelingen wird, die materiellen Verhältnisse in den 
neuen Bundesländern in Ordnung zu bringen, daß wir jedoch sehr viel länger daran 
zu tragen haben werden, die seelischen Verwundungen dort zu heilen. 

(Fortsetzung von Seite 1) 
Wir Deutschen täten ein erstes wichtiges 
Werk der Aufarbeitung unserer Vergan- 
genheit, wenn wir die Schwierigkeiten 
von heute als das sähen, was sie sind: 
Folgen der Untaten von gestern, Folgen 
von sozialistischer Enge und parteipoliti- 
scher und ideologischer Arroganz der 
SED-Kommunisten und ihrer Helfer. 
Bei ihrer Arbeit darf die Enquete-Kom- 
mission vor allem aber die Opfer der 
DDR-Diktatur niemals aus den Augen 
und aus den Herzen verlieren. 
Ich denke dabei z. B. an die Kinder, die 
zur Doppelzüngigkeit erzogen wurden 
und an die christlichen Eltern, die sich 
nicht trauten, ihr Kind zur Konfirmation 
zu schicken, und sich darum oft genug 
schämten. Wie lebte es sich mit einem 
solchen schlechten Gewissen? 
Ich denke an die Jugendlichen und 
Erwachsenen, die außer dem ersten deut- 
schen Arbeiter- und Bauernstaat und ein 
bißchen sozialistischem Ausland weiter 
nichts kennenlernen, erblicken und 
begreifen durften von unserer so interes- 
santen und vielfältigen und bunten Welt. 
Wie sollten sie sich entfalten und entwik- 
keln in solcher räumlichen und inhaltli- 
chen Enge? 
Ich denke aber ganz besonders an die 
Vergessenen, an die Opfer, die es in der 
DDR nicht geben durfte, weil die Regie- 
renden dieses Staates Wert darauflegten, 
daß die DDR ein Staat sein sollte, bei 
dem angeblich der Mensch im Mittel- 
punkt steht — bei dem aber tatsächlich 
das Menschliche auf der Strecke blieb. 

So denke ich z. B. an die Menschen, die 
das Unglück hatten, daß sie an der 
deutsch-deutschen Grenze in Ost- 
Deutschland wohnten, und die von Haus 
und Hof vertrieben und enteignet wur- 
den. 
Ich denke an die Tausenden, die wegen 
einer mißliebig geäußerten politischen 
Meinung für Jahre in DDR-Gefängnissen 
oder anfangs sogar in Sibirien verschwan- 
den und oft dort auch umkamen, in Sibi- 
rien oder in Gefängnissen und Lagern 
der „marxistisch-leninistischen Kampf- 
partei"! 

Raub und Diebstahl 
Ich denke auch an die Bauern, die bei der 
Bildung der Landwirtschaftlichen Pro- 
duktionsgenossenschaften ihr Boden- 
reformland oder ihren kleinen Familien- 
besitz verloren, an die enteigneten Eigen- 
tümer von klein- und mittelständischen 
Betrieben. Dies war staatlich betriebener 
und sanktionierter Raub und Diebstahl! 
— Wie lebt man mit solchem erlittenen 
Unrecht und der Trauer und der Wut, 
sich nicht richtig dagegen wehren zu kön- 
nen? So mancher Bedrängte wußte kei- 
nen Ausweg mehr und floh in den 
Westen oder nahm sich verzweifelt das 
Leben. 
Ich denke an die Vielen, die ihre Sehn- 
sucht nach Freiheit mit Gefängnis oder 
mit dem Tod an der Mauer bezahlen 
mußten. 
Ich denke an die Träger des Aufnähers 
„Schwerter zu Pflugscharen", die zwi- 
schen 1980 und 1982 von der Schule flo- 
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Generalsekretär Volker Rühe: 

Begangenes Unrecht wiedergutmachen 
Zur Einsetzung der Enquete-Kom- 
mission des Deutschen Bundestages 
»Aufarbeitung der Geschichte und 
der Folgen der SED-Diktatur" 
erklärte Generalsekretär Volker 
Rühe: 

Die CDU erwartet von der Enquete- 
Kommission mehr als nur eine histo- 
risch korrekte Darstellung der Verhält- 
nisse in der ehemaligen DDR und der 
Beziehungen der beiden Staaten in 
Deutschland zueinander. Die Arbeit 
der Kommission muß auch zu folgen- 
den konkreten Ergebnissen führen. 

• Die Kommission wird genauere Ein- 
blicke in die Art und Weise ermögli- 
chen, wie im Sozialismus die Würde 
von Menschen mißachtet, ihre Frei- 
heit unterdrückt und das Recht 
gebeugt wurde. Aus dieser Darstellung 
muß der Deutsche Bundestag Hin- 
weise erhalten können, wie den 
Opfern des SED-Unrechts noch besser 
a's bisher geholfen und wie begange- 
nes Unrecht — soweit wie möglich — 
wiedergutgemacht werden kann. 

• Der Deutsche Bundestag muß auch 
einen Beitrag zur politischen Aufar- 
beitung der Vergangenheit leisten. 
Dazu gehört eine intensive Auseinan- 
dersetzung mit der Ideologie des 
Sozialismus in seinen verschiedenen 
Spielarten. Eine derartige Auseinan- 
dersetzung muß zugleich dazu beitra- 
gen, die geistigen Grundlagen unseres 
freiheitlichen Staats- und Gesell- 
schaftsverständnisses deutlich werden 
zu lassen. 
• Angesichts der Problematik, die 
SED-Diktatur mit rechtsstaatlichen 
Mitteln rasch aufzuarbeiten, sollte ein 
Ergebnis der Enquete-Kommission 
sein, daß die Verantwortlichen des 
SED-Unrechts und das Ausmaß ihrer 
Verantwortung klar benannt werden. 
Die CDU begrüßt die Einsetzung der 
Enquete-Kommission. Mit Rainer 
Eppelmann übernimmt eine Persön- 
lichkeit den Vorsitz, die über ein 
hohes Maß an nicht zuletzt sehr per- 
sönlicher Erfahrung, aber auch an not- 
wendiger Sensibilität für diese schwie- 
rige Aufgabe verfügt. 

^en oder die Ausbildung abbrechen muß- 
en> weil sie durch das Tragen dieses Auf- 
ähers öffentlich zum Ausdruck brach- 

en, daß sie mit der Politik Erich Honek- 
rs nicht einverstanden waren. 

jj^sen Sie uns auch das intellektuell Ver- 
t
unrerische, das Unmenschliche und Bru- 
al« dieses sozialistischen Systems heraus- 
gehen! Lassen Sie uns danach fragen, 

arurn so viele mitmachten, daran glaub- 
en oder — auch aus dem Westen — nur 

~ und sogar wegschauten! 

Lassen Sie uns die ideologischen Baumei- 
ster und die großen und kleinen Hand- 
langer der DDR-Diktatur entlarven! Las- 
sen Sie uns aber auch die vielen Opfer, 
die vielen Ehrlichen und Fleißigen in 
Schutz nehmen! Lassen Sie uns die wich- 
tigste Lehre unseres Jahrhunderts für uns 
Deutsche formulieren: 
Nie wieder Diktatur! Egal, welche 
Bezeichnung sie auch immer tragen mag: 
national, religiös, nationalsozialistisch, 
sozialistisch oder kommunistisch. 
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Wolfgang Schäuble: 

Wir brauchen 
faire Maßstäbe 
Wir führen diese Debatte in einer 
Zeit, in der vielfältige Verletzungen 
spürbarer werden als zuvor — Verlet- 
zungen aus über 40 Jahren totalitärem 
Sozialismus und Teilung; und als 
Folge davon auch aus dem schnellen 
Wechsel zu Einheit, Demokratie, 
Rechtsstaatlichkeit, sozialer Markt- 
wirtschaft, wie sie in diesen 40 Jahren 
im Westen entwickelt wurden. 

Bei den Diskussionen, die sich aus dem 
Zugang zu den Stasi-Akten ergeben, zer- 
fließen die Grenzen zwischen Tätern und 
Opfern. Während auf der einen Seite das 
System der Stasi-Bespitzelung in seiner . 
konkreten menschlichen Ausformung 
immer bedrückender sichtbar wird, 
wächst auf der anderen Seite die Ein- 
sicht, daß nicht jeder Kontakt mit dem 
System schon zu einer Stigmatisierung 
führen darf, daß die Motive und Zwänge 
vielfältig waren und die ganze Skala zwi- 
schen Edelmut und Niedertracht ausfül- 
len konnten. 
Mich bewegt auch die Sorge, daß bei der 
medienwirksamen Konzentration auf 
einige wenige Personen, Fälle von Opfern 
wie Tätern, sich eine Mehrheit der Men- 
schen vor allem in den östlichen Bundes- 
ländern zunehmend unbeachtet, verges- 
sen sehen könnte in ihrem eigenen per- 
sönlichen Schicksal, über 40 Jahre aus- 
weglos unter einem totalitären System 
gelebt zu haben in dem Bestreben, das 
Beste daraus zu machen; in dem Zwang, 
sich anzupassen, Kompromisse einzuge- 
hen für die eigene Lebensplanung oder 
für die Zukunftsperspektiven der Kinder; 

aber auch in dem Willen, so anständig zU 

bleiben, wie es uns Menschen allgemein 
gegeben und möglich ist. 
Die Teilung war unser gemeinsames 
Schicksal, und so ganz einfach konnte 
sich keiner selbst aussuchen, ob er in 
Freiheit oder Unfreiheit zu leben hatte. 
Jedenfalls ist es unsere gemeinsame Ver- 
gangenheit, um die wir uns gemeinsam 
mühen, unsere gemeinsame Last, unsere 
gemeinsame Verantwortung. Nur wenn 
wir das begreifen und uns danach verha'' 
ten, wächst aus dieser Diskussion Ein- 
heit. 
Wir wollen eine sachbezogene Aufarbei- 
tung dieser Vergangenheit. Nicht die 
Jagd nach Enthüllungen, nicht die DD*' 
Geschichte als Skandalgeschichte sollen 
im Vordergrund stehen, sondern die 
systematische Aufklärung der Zusam- 
menhänge in der ehemaligen DDR und 
deren Auswirkungen auf Personen, 
gesellschaftliche Organisationen, das 
Staatsgefüge und auf die innerdeutsche!1 

und internationalen Beziehungen. 

Teilungsfolgen lindern 
Die Politik der Bundesregierung, für die 
ich von 1984 bis 1989 als für die deutsch- 
deutschen Beziehungen zuständiger Che 
des Kanzleramtes Verantwortung tragen 
durfte, war, die Folgen der Teilung zu 1^' 
dem, Verbindungen im geteilten Deutsc*1 

land aufrecht zu erhalten, möglichst viele 
Begegnungen zwischen Menschen aus 
beiden Teilen Deutschlands zu ermögh- 
chen. Das konnte nur in Zusammenarbei 
mit denen erreicht werden, die für die 
Menschen in der damaligen DDR Verant- 
wortung trugen; und das bleibt meines 
Erachtens auch aus heutiger Sicht, im 
Ziel wie in der Methode, richtig. Das w»f 

übrigens auch außergewöhnlich erfolg- 
reich, denn ab Mitte der achtziger Jahre 
— ausgehend von dem Gespräch, das 
Bundeskanzler Helmut Kohl im März 
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'985 beim Amtsantritt Gorbatschows in 
Moskau mit Honecker führte, und umge- 
setzt in meinen Verhandlungen mit 
Schalck-Golodkowski — konnten statt 
ein paar tausend jüngerer Menschen 
Jedes Jahr Millionen aus der damaligen 
!~DR zu Besuch in die Bundesrepublik 
Deutschland reisen. Was das am Ende 
Jürn Wandel in der damaligen DDR im 
Herbst 89 und zur Einheit Deutschlands 
beigetragen hat, das sollte gewiß auch 
nicht so leicht unterschätzt werden. 

Freiräume in der Kirche 
Dem entsprach im Prinzip auch vieles an 
Bemühungen insbesondere in der evange- 
llschen Kirche. Sie war von Teilung und 
totalitärem Sozialismus — und ist es 
demgemäß in der aktuellen Diskussion 
auch — stärker betroffen als die katholi- 
sche Kirche, die in ihrer Diaspora-Situa- 
l,on leichter abgrenzbar war, für sich 
selbst wie für das totalitäre System. Ich 
WlH mir ein Urteil über die unterschiedli- 
che Rolle und Betroffenheit beider Kir- 
nen nicht anmaßen; aber wer sich damit 

beschäftigt, darf gewiß nicht übersehen, 
aß die evangelische Kirche schon wegen 

r.er konfessionellen Grundstruktur mehr 
Kontakte im geteilten Deutschland auf- 
rechterhielt, was Dienst an der Einheit 
^ar und bleibt. Die evangelische Kirche 
schuf auch Freiräume für viele, die — 
n,cht immer nur aus Glaubensgründen — 
olche Freiräume bei der Kirche suchten. 

üaß damit die Gefahr wechselseitiger 
^psteckung zwischen Kirche und soziali- 
st'schem System größer war, ist wohl 

**ch kaum zu bestreiten; aber es galt 
^°en in beiden Richtungen. Jedenfalls 

a^en die Machthaber in der damaligen 
DR das auch so gesehen, und deshalb 
ar auch die evangelische Kirche mehr 

ls ändere Objekt von Infiltration und 
öespitzelung. 

Ur jeden, der sich an solcher Politik 

beteiligte — ob aus dem Westen oder in 
der DDR —, war das immer eine Grat- 
wanderung — vielleicht zwischen Wandel 
und Annäherung, und so wird jeder sich 
prüfen müssen, ob die notwendige 
Balance auch immer eingehalten wurde. 
Ob also insbesondere die grundsätzlichen 
Unterschiede im Werteverständnis wie im 
Ziel hinreichend deutlich bewußt blieben, 
wenn man sich mit den Mächtigen des 
sozialistischen Systems einließ, um eine 
mißliche Lage zu verbessern, solange 
man sie denn nicht grundsätzlich beseiti- 
gen konnte. Ob man sich mit Teilung und 
Sozialismus nicht doch auch abgefunden 
hatte. Ob der Wunsch, für die Opfer Lin- 
derung zu erreichen, bestimmend blieb, 
oder ob diejenigen, die vom Regime ver- 
folgt wurden, nicht eher als störend, als 
lästig empfunden wurden? 
Die Aufarbeitung der Geschichte von 
SED-Diktatur und Teilung jedenfalls ist 
nötig, um Wirkungszusammenhänge zu 
verstehen, Verhaltensweisen zu bewerten, 
Maßstäbe zu finden. Vor allem auch, um 
Verantwortlichkeiten und Betroffenhei- 
ten offenzulegen. Das Unrecht von über 
40 Jahren kann nicht — oder allenfalls 
sehr unvollkommen — wiedergutgemacht 
werden. Aber die Feststellung von 
Unrecht, Opfer und Verantwortung kann 
immerhin heilsam wirken. 

Anpassung und Widerstand 
Zugleich kann so das Verständnis wach- 
sen _ oder erhalten werden —, wie unter 
den Bedingungen von totalitärem Sozia- 
lismus und Teilung die Menschen in 
Deutschland lebten, zwischen Anpassung 
und Widerstand, in Zeiten weltpolitischer 
Konfrontation und in Zeiten der Ent- 
spannung. 
Die Einsicht, wie man sich damit in Ost 
und in West arrangiert hat, kann auch 
Gemeinschaft stiften, kann helfen, die 
Folgen der Teilung zu überwinden. 
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Einiges lehren uns die Erfahrungen der 
letzten Jahren schon heute. Zum Beispiel 
fängt keiner ganz neu an. „Gebrauchte 
Menschen" im Sinne unserer Vergangen- 
heit sind wir alle in Ost wie in West. 
Schon deshalb war die Blockflöten-Dis- 
kussion, wie sie von vielen Linken ab 
1990 geführt wurde, voreilig, überheblich, 
ungerecht. Eine Zeitlang konnte man ja 
fast den Eindruck gewinnen, als seien für 
das Unrecht in der früheren DDR nur die 
sogenannten Blockparteien verantwort- 
lich, allenfalls noch die Politik der Regie- 
rung Kohl. Daß es die SED war, wurde 
kaum noch erwähnt. Von der Rolle, die 
viele SPD-Funktionäre und Mitglieder 
aus Ost und West bei der Vereinigung 
von SPD und KPD 1946 auch aus freien 
Stücken spielten, ganz zu schweigen. Wie- 
viel Entmutigung mag es für die Men- 
schen in der damaligen DDR bedeutet 
haben, daß der Sozialismus in der DDR 
im Westen in politischen wie in soge- 
nannten „intellektuellen Kreisen" soviel - 
verständnisvolle Sympathie fand? 

Mehr Ehrlichkeit 
Oder auch: Keiner entzieht sich leicht der 
Eigengesetzlichkeit unserer westlichen 
Medienwelt, die Verführung genauso wie 
grausame Betroffenheit beinhalten kann. 
Manche, die heute bitter klagen, haben 
gestern noch sehr den Glanz von Kame- 
ras und Schlagzeilen genossen. Deshalb 
ist es unwahr, wenn jetzt in der Debatte 
über die Stasi-Akten behauptet wird, der 
Westen walze den Osten platt. Es waren 
Vertreter aus der früheren DDR schon 
vor dem 3. Oktober 1990 und aus den ost- 
deutschen Bundesländern danach selbst, 
die die Öffnung der Akten am entschie- 
densten forderten, auch gegen manche 
Mahnung aus dem Westen, daß daraus 
neue Verletzungen entstehen müssen. 
Schließlich brauchen wir mehr Ehrlich- 
keit und weniger Verdrängung, und wir 

brauchen faire Maßstäbe. Wer über de 
Maiziere mit Häme herzog, tut sich jetzt 
bei Stolpe schwer. Und wer in der ehema- 
ligen DDR sich zurecht fand, muß mit 
Fundamentalkritik gegen die unter dein 
Grundgesetz gewachsene Freiheitsord- 
nung behutsam sein, wenn er nicht die 
Frage riskieren will, ob er sich mit Tei- 
lung und Sozialismus doch besser abge- 
funden hatte als mit Einheit und Freiheit- 
Wem es um Demokratie und Freiheit 
geht, der muß den Willen der Mehrheit 
zur Einheit, auch zur schnellen Einheit, 
respektieren. Und wer für die Aufarbei- 
tung von Unrecht und Wiedergutma- 
chung steht, der darf nicht nur an die 
Oppositionellen der achtziger Jahre, son- 
dern muß auch an die Opfer seit 1945 
denken, gleich ob sie heute in West oder 
Ost leben — wenn sie denn überhaupt 
noch leben. 

Innenminister des Landes 
Sachsen, Heinz Eggert: 

Es wird für alle 
ein sehr schmerzlicher 
Prozeß sein 
Unter der Parole „Wir sind das Volk!" 
erhob sich die Bevölkerung der ehema- 
ligen DDR gegen ein Unrechtsregimc» 
das die Menschen im östlichen Teil 
Deutschlands über 40 Jahre lang 
bevormundet, ausgenutzt und unter- 
drückt hat. Dadurch, daß keine 
Gewalt angewandt wurde, geschah dtes 

alles mit einer von aller Welt bewun- 
derten Würde. 

Diese Würde ist jetzt durch einen unwür- 
digen Umgang mit der Aufarbeitung der 
Vergangenheit in Gefahr. Immer dann, 
wenn Unwürdigkeit in einer Vergangen- 
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eitsbewältigung auftaucht, ist auch der 
•nnere Frieden in Gefahr. 
j^it dem Slogan „Wir sind ein Volk!" tra- 
e.a einige Zeit später viele Deutsche für 
Ie deutsche Einheit ein und gaben damit 

verstehen, daß sie kein zweites Experi- 
ent „Sozialismus" mehr wollten. Denn 

^otz großer Ideale und vieler Ideen sah 
an keine Chance, in überschaubarer 
^t eine menschenwürdige Gesell- 

schaftsordnung zu entwickeln. Nach 
, ejji. was wir heute über die metastasen- 
a«e Durchsetzung aller Bereiche in der 
^R durch die Staatssicherheit wissen, 
are allein schon dadurch ein zweites 
xPeriment überhaupt nicht mehr gelun- 

gen. 
Il etwas menschlicherem Antlitz und 

.enig zugegebener Demokratie hätten 
ch die Herren von gestern als die Her- 
£ von morgen erwiesen und ihre Herr- 

uft fortgesetzt; denn die Strategie 
im2U War scnon entworfen. Das hätte uns 
a

m Osten vielleicht die letzte Kraft und 
d

Uch die letzten Möglichkeiten gekostet, 
le!n yesten Milliarden an Krediten, die 

ztlich — wie das DDR-immanent war 

waren 
(j. 

n,cht viel bewirkt hätten, es sei denn, 
e Funktionärskonten im Ausland war« 
Stärkt worden. 

Vorbereitet und schnell U 

u   
Wejß, daß es vielen nachdenklichen 

s ,   ^"tischen Mitbürgern damals viel zu 
ftnell ging, weil sie befürchteten, daß 

br
s marode System der DDR schnell zer- 

he     
en würde und die Menschen weitge- 

n 
nd» auch unvorbereitet, Sog und Seg- 

p n8en Westdeutschlands gleichermaßen 
s   ^gegeben sein würden. Sie hielten 
Öü *!?" Und Gesellschaftsordnung der 
dichesrepub,ik Deutschland nicht fur 

lieh aller denkbaren und hätten es 
0L 

er gesehen, mit genügend Zeit und 
ljc. e viele äußere Einflüsse eine mensch- 

e Gesellschaftsordnung entwerfen zu 

können. Dieses Nachdenken hätte — so 
glaube ich — Deutschland im Osten und 
im Westen gleichermaßen gutgetan, aber 
die Zeit und die Geschichte geben diesen 
Raum zum Nachdenken nicht im voraus. 
Deshalb beginnen wir heute damit. 
Nur für eine kurze Zeit bestand die Mög- 
lichkeit, die deutsche Einheit zu erwirken 
und einen für die Geschichte unseres Vol- 
kes so wichtigen Schritt zu unternehmen. 
Ich muß sagen — ich glaube, kaum 
jemand wird sich dieser Einschätzung 
verweigern —: Gott sei Dank ist dieser 
Schritt getan worden. 

Feines Gespür für Ehrlichkeit 
Trotz oder gerade wegen dieser repressi- 
ven Politik des früheren Systems in der 
DDR hat sich bei uns, bei vielen Lands- 
leuten im Osten, ein feines Gespür für 
Gerechtigkeit, Solidarität, Ehrlichkeit 
und Echtheit entwickelt, das wir schon in 
unser gemeinsames Denken, auch politi- 
sches Denken, und Handeln einbeziehen 
wollen. 
Wenn wir die deutsche Teilung aufarbei- 
ten wollen — dieser Aufarbeitungsprozeß 
wird ein schmerzlicher Prozeß sein, weil 
er uns gleichzeitig auf unser eigenes per- 
sönliches Versagen hinweist —, dann 
müssen auch in dieser Diskussion diese 
Stimmen wieder stärker werden. Es geht 
letztlich doch um eine tragfähige Grund- 
lage für eine menschenwürdige Gestal- 
tung unseres gemeinsamen Vaterlandes. 
Von daher halte ich die Einsetzung dieser 
Kommission für ein geeignetes Mittel, 
wertvolle geistesgeschichtliche Grundla- 
gen unserer gemeinsamen Geschichte 
und Kultur wieder bewußt zu machen, 
um daraus wesentliche Erkenntnisse für 
die Gesaltung unserer Politik zu erhalten 
und gleichzeitig auch die menschenver- 
achtenden Strukturen einer Politik aufzu- 
zeigen — also schon aus dem Grunde! —, 
damit sie sich nicht wiederholen kann. 
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Die CDU/CSU-Mitglieder der Enquete-Kommission 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
hat in ihrer Sitzung am 17. März den 
CDU-Bundestagsabgeordneten Rai- 
ner Eppelmann als Vorsitzenden der 
Enquete-Kommission „Aufarbeitung 
der Geschichte und der Folgen der 
SED-Diktatur" nominiert. 

Der Fraktion stehen 7 (6 CDU/1 CSU) 
ordentliche und 7 stellvertretende Mit- 
glieder in der Kommission zu. Hierfür 
sind folgende Abgeordnete vorgesehen: 
Ordentliche Mitglieder: Rainer Eppel- 

mann (Brandenburg), Dorothee Wilms 
(NRW), Susanne Jaffke (Mecklenburg- 
Vorpommern), Rudolf Krause (Sachsen- 
Anhalt), Harald Kahl (Thüringen), Wolf- 
gang Dehnel (Sachsen), Günter Müller 
(CSU) 
Stellvertretende Mitglieder: Werner 
Skowron (Berlin), Rainer York (Sach- 
sen), Wilfried Böhm (Hessen), Roswitha 
Wisniewski (Baden-Württemberg), Rein- 
hard von Schorlemer (Niedersachsen), 
Maria Michalk (Sachsen), Hartmut 
Koschyk (CSU) 

Ohne diese Vergangenheitsbewältigung 
fehlen uns die Grundlagen für eine 
zukunftsweisende Politik, und dabei ist 
die Vergangenheitsbewältigung eine 
Angelegenheit unseres gesamten Volkes 
im Osten und im Westen gleichermaßen, 
die Angelegenheit eines jeden einzelnen 
und jeder gesellschaftlichen Gruppie- 
rung. 
Ich sage ausdrücklich ja zum Rechtsstaat 
der Bundesrepublik Deutschland, und 
ich bin dankbar, daß diese Rechtsord- 
nung auch dort gültig ist, wo ich lebe. Ich 
bin dankbar dafür, daß wir ein Grundge- 
setz haben, das geschaffen worden ist, 
gerade um die Würde des einzelnen vor 
dem Zugriff und der Allmächtigkeit eines 
Staates zu schützen. Aber genau da liegt 
jetzt auch unser Problem. Die Rechtsord- 
nung der Bundesrepublik Deutschland 
schützt die Täter von gestern mehr, als 
das DDR-Recht sie geschützt hätte. 
Es verstärkt sich immer der Eindruck: 
Die Kleinen hängt man, und die Großen 
läßt man laufen — wobei feststeht, daß 
die Schuld des einen die Schuld des 
anderen nicht kleiner macht, daß jeder 
für seine Schuld einzustehen hat und daß 
jeder die Konsequenzen eines verkehrten 
Strebens zu tragen hat. 

Es ist unerträglich, daß hauptamtliche 
Staatssicherheitsoffiziere, die auch wei- 
terhin ihre frühere Desinformationspol1' 
tik betreiben — das darf man ja dabei 
nicht vergessen —, als Kronzeugen 
gehört werden, ohne selbst strafrechtlich1 

zur Verantwortung gezogen zu werden- 
Unerträglich ist es auch, daß frühere 
SED-Funktionäre, die wir im Osten 
Deutschlands aus dem öffentlichen 
Dienst entfernen, im Westen Deutsch- 
lands in den öffentlichen Dienst einge- 
stellt und zu 100 Prozent bezahlt werdet 

Von vorne anfangen 
Ich sage es ganz deutlich: Die Experte11 

der DDR in den Bereichen Verwaltung 
und Ökonomie waren Experten für die 
DDR, und sie sind keine Experten für dl 

Bundesrepublik. Sie könnten es nur neu 
lernen. 
Von daher ist es notwendig, denjenige11 

unter uns eine Chance zu geben, die zu 
DDR-Zeiten eben keine Chance hatten, 
weil sie nicht das richtige Parteibuch ha 
ten, das sich ja später als das falsche 
erwiesen hat. Denn auf dem Weg in die 
Gesetzlichkeit und die Rechtsstaatlich- 
keit der Bundesrepublik fangen wir alle 
von vorn an. 
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Roswitha Wisniewski: 

Zerstörender Eingriff 
in die menschliche Natur 
Auch der real existierende, totalitäre 
Sozialismus hat mit teilweise erschrek- 
kender Menschenverachtung — man 
denke nur an die Leidensgeschichte 
des russischen Volkes — versucht, die 
Menschheit auf ein „höheres Niveau** 
*u führen. 

Denn um ihr Ideal des „sozialistischen 
Menschen" zu verwirklichen, schreckten 
die Machthaber in den Staaten des ehe- 
maligen Ostblocks nicht davor zurück, 
d|e bestehende Lebensordnung vollstän- 
dig zu verändern. Dieses Ziel sollte vor 
a'lem dadurch erreicht werden, daß die 
Menschen enteignet und in einen „gesell- 
schaftlichen Produktionsprozeß" gezwun- 
gen wurden. 
dadurch — so war die geltende Meinung 
"~- sollte eine Höherentwicklung der 
Menschheit erfolgen. Wer sich wider- 
setzte, wurde unter Druck gesetzt und 
verfolgt. Vielfach wurde versucht, das 
gewünschte Denken durch Zwang zu 
erreichen. 
Der Nationalsozialismus wurde letztlich 
durch den Rassenwahn in den Krieg und 
lr« den Untergang getrieben. Der totali- 
täre Sozialismus endete im wirtschaftli- 
chen Zusammenbruch, in der bleibenden 
Schädigung vieler Menschen und im Ent- 
setzen angesichts eines Spitzelwesens 
Ungeahnten Ausmaßes. 

Gegen das Wesen des Menschen 
°eide Katastrophen lassen sich — trotz 
aHer Unterschiede, die nicht übersehen 
Werden dürfen — zurückführen auf einen 
schwerwiegenden Verstoß gegen den 
Menschen und sein ihm eigenes Wesen. 

le Enteignung war im real existierenden 

Sozialismus das wichtigste, auch anthro- 
pologisch-philosophisch begründete 
Instrument zur Herstellung des „soziali- 
stischen Menschen" und seine Einfügung 
in das sozialistische Kollektiv (vgl. Art. 4 
der DDR-Verfassung). 

Und dieses Verbot der Verfügungsmacht 
über privates Produktivvermögen war 
nicht nur eine wirtschaftliche Fehlent- 
scheidung, sondern darüber hinaus ein 
zerstörender Eingriff in die menschliche 
Natur und ihre Motivationskräfte. 

Johannes Nitsch: 

Nur die Partei hatte 
immer recht 
Die Behandlung der z. T. tragischen 
Einzelschicksale der Menschen ist eine 
notwendige, aber nicht hinreichende 
Bedingung zur Erklärung dieses DDR- 
Staatssystems, seiner sog. „Organe", 
und der Brutalität ihrer Vorgehens- 
weise in allen Lebensbereichen. 

Die Kommission muß sich — möglichst 
schon zu Beginn ihrer Arbeit — in ange- 
messenem Rahmen mit der Theorie des 
Marxismus/Leninismus, seiner besonders 
entarteten Form im Stalinismus und mit 
der fast deckungsgleichen Form des mar- 
xistischen Staatsgebildes in der DDR und 
den sog. Volksdemokratien befassen. Nur 
so ist überhaupt ein wissenschaftlicher 
Zugang zur Deutung der Sachverhalte 
möglich. Andernfalls entstünde leicht der 
Eindruck, das Herrschaftssystem in der 
damaligen DDR wäre das Handeln aso- 
zialer Typen, böser Buben und, wenn ich 
an das MfS-System denke, das Tun einer 
kriminellen Vereinigung. Die Marxisten 
glaubten an ihre Lehren und handelten 
danach. Nur die Partei hatte recht und 
machte sich ihr Recht selbst. Ich erinnere 
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mich noch sehr gut an die Worte in einer 
Vorlesung: „Was Recht ist, bestimmt die 
Arbeiterklasse." Es war aber nicht die 
Arbeiterklasse. Es war in der Regel nur 
das Politbüro, häufig allein der General- 
sekretär. Lenin entwickelte und prakti- 
zierte, und Stalin vollzog diese Lehre in 
der brutalsten Weise. Nach Lenin ist die 
proletarische Demokratie millionenfach 
demokratischer als jede bürgerliche 
Demokratie. Die Diktatur des Proletari- 
ats und sozialistische Demokratie sind 
identisch. Nur wer dies richtig versteht, 
der versteht auch, daß jeder, der dagegen 
war oder nur darüber diskutieren wollte, 
niedergedrückt, ja sogar getötet wurde. 
Diese Darstellung der Wurzeln des Mar- 
xismus/Leninismus wird auch bei den 
Menschen in den alten Bundesländern 
das Verständnis für das perfide System 
verstärken. 

Gerhard Friedrich: 

Einen „schnellen 
Prozeß" wird es 
nicht geben 
„Wir wollten Gerechtigkeit und beka- 
men den Rechtsstaat" Dieses Zitat 
kann ich heute niemandem mehr 
zuordnen. Ich habe es mir aber 
gemerkt, weil mich der in ihm stek- 
kende Vorwurf als Politiker und Jurist 
aus den alten Bundesländern schwer 
getroffen hat und noch heute trifft. 

In ihm kommt die Enttäuschung darüber 
zum Ausdruck, daß die Justiz in den 
neuen Bundesländern überwiegend nicht 
funktioniert; daß wegen der Tötungsde- 
likte an der Mauer bisher nur diejenigen 
angeklagt wurden, die selbst den Finger 
am Abzug hatten, nicht aber die Schreib- 
tischtäter im Hintergrund, die die Gesetze 

und Weisungen formulierten; daß ein 
Großteil der SED-Prominenz heute noch 
frei herumläuft und sich selbst profimä- 
ßig vermarktet; und daß andere SED- 
Größen nur wegen Nebensächlichem, vor 
allem wegen Betrug und Untreue, ange- 
klagt wurden. 
Den Ruf nach einem „schnellen Prozeß" 
kann man deshalb sehr wohl verstehen. 
In dem Augenblick, in dem sich die revo- 
lutionären Kräfte in der früheren DDR 
für einen Prozeß des friedlichen Wandels, 
den Verzicht auf Gewalt, entschieden hat- 
ten, stand aber bereits fest, daß es diesen 
„schnellen Prozeß" nicht geben wird. Der 
Rechtsstaat kann solchen populären For- 
derungen nicht entsprechen, ohne sich 
selbst aufzugeben. Verurteilt wird nicht 
auf der Grundlage allgemeiner (und oft 
natürlich auch zutreffender) Eindrücke, 
sondern aufgrund vieler Einzelfakten, die 
nach den strengen Regeln des Prozeß- 
rechts mühsam zusammengetragen und 
zu einem Gesamtbild zusammengesetzt 
werden müssen. Wir haben uns im Zwei- 
fel für die Freiheit unserer Mitbürgerin- 
nen und Mitbürger, also letztlich dafür 
entschieden, lieber einen Schuldigen lau- 
fen zu lassen, als das Risiko einzugehen, 
daß sich hinter Unschuldigen die Gefäng- 
nistore schließen. 

Rudolf Krause: 
Staatliche Sklaverei 
Der Mauerbau 1961 bedeutete für die 
meisten Menschen in der DDR den 
Übergang von der Leibeigenschaft zur 
staatlichen Sklaverei. Menschen konn- 
ten nun am Fortziehen gehindert, ein- 
gefangen und später dann gegen harte* 
Geld verkauft werden. 

Seitdem wurden auch die Kinder schon 
als Unfreie geboren. Die Kinder von 
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Strafgefangenen sind freie Bürger, aber 
die Kinder von Sklaven bleiben Sklaven. 
Entsprechend verheerend waren die wirt- 
schaftlichen Folgen in den Jahren 196 \ 
"'s 1965. Es kam zum Rückgang der land- 
wirtschaftlichen Produktion unter das 
Niveau von 1957 und zu neuen kommuni- 
stischen Repressalien. Wiederum griffen 
die roten Machthaber zum Mittel der 
^Wangsaussiedlungen, und es waren wie- 
derum die deutschen Sozialisten und 
Kommunisten, die ihre Mitbürger ans 
besser lieferten. 
hunderttausende mitteldeutscher Bau- 
ernfamilien wurden unmittelbar durch 
d'e Verbrechen der Kommunisten betrof- 
fen. Für die Mehrheit der Bevölkerung 
gab es keine Möglichkeiten, sich in 
Aschen einzurichten. Auf dem Lande 
^üßte jeder von jedem alles, es gab keine 
tischen. 

Wenden wir uns den 
betrogenen Opfern zu 
^ie SED hat weite Teile der Bevölkerung 
beraubt und betrogen. Solange die alten 
Und neuen Sozialisten noch die Hand in 
der Tasche der Fleißigen haben, geben 
Sle von allein niemals auf. „Der Schoß ist 
n°ch fruchtbar, aus dem dies kroch." Die 
Verlogenen rechtsstaatlichen Tarnbe- 
zeichnungen des kodifizierten DDR- 
Brechts sagen nichts aus über den tat- 
sächlichen Inhalt der jeweiligen SED- 
^aatlichen Verbrechenskategorien. Nur 

urch lückenlose Aufarbeitung und 
Kenntnis der Technologie des roten 
Unrechts und seiner theoretischen, pseu- 
dowissenschaftlichen Wurzeln können 

Wir seine Folgen so beseitigen, daß das 
°2ialistische Unrecht in gerecht empfun- 
ener Weise beseitigt werden kann. Wen- 

den wir uns deshalb den Opfern der SED 
**>> der Mehrheit der Menschen in der 
. .°R, und das ist auch die Mehrheit der 
M er»schen auf dem Lande. 

Udo Haschke: 

Die eigene 
Geschichte annehmen 
Der Untergang der DDR ist nicht das 
Ende ihrer Geschichte. Nur allzu spür- 
bar ist die Vergangenheit gegenwärtig, 
wirkt das Gestern in das Heute und 
Morgen. Mindestens durch uns — 
denn wir können 40 Jahre unserer per- 
sönlichen Biographie nicht ablegen wie 
ein gebrauchtes Hemd (auch wenn 
heute nicht wenige so tun, als seien sie 
erst im Herbst 89 zur Welt gekom- 
men). 

Es gilt also auch, unseren persönlichen 
Platz in diesen 40 Jahren zu bestimmen, 
kritisch zu betrachten. Auch zu beden- 
ken, wie wir dahin gekommen sind. Einer 
der „Wegweiser" dahin war im System 
der SED-Herrschaftsmechanismen und 
-instrumente ohne Zweifel das „einheitli- 
che sozialistische Bildungssystem". 

Ein System, in dem Neugier, gar Zweifel 
unerwünscht waren, das zu angepaßtem 
Wohlverhalten erzog, in dem Doppelzün- 
gigkeit vom Kindergarten bis zur Univer- 
sität trainiert wurde... Selbst bis 1987 
13 Jahre als Lehrer tätig, höre ich man- 
chen ehemaligen Kollegen heute sagen, 
er habe doch niemandem geschadet. 
Jeder, schrieb ein Weimarer Lehrer, 
jeder, der ehrliche Trauerarbeit leistet, 
wird fündig werden. Wird auch vieles Fin- 
den, was ihm Grund gibt, den mühsam 
erworbenen aufrechten Gang beizubehal- 
ten. Aber er wird auch auf vieles stoßen, 
was heute mancher lieber unter den Tep- 
pich kehren möchte. Bei der Arbeit der 
Enquete-Kommission ist auch dies zu lei- 
sten: Ermutigung, die eigene Geschichte 
anzunehmen und damit die Chance des 
ehrlichen Neubeginns zu ergreifen.        • 



Seite 12 •  UiD 9/1992 RENTENERHÖHUNG 

Norbert Blüm: Die Renten steigen 
nach verläßlichem Maßstab 
Zum 1. Juli 1992 werden die Renten in 
den alten und neuen Bundesländern 
entsprechend der jeweiligen Nettolohn- 
Entwicklung erhöht: 

• In den alten Bundesländern werden die 
Renten um 2,87 Prozent erhöht; nach 
Abzug der Krankenversicherung ergibt 
sich eine Netto-Erhöhung von 2,71 Pro- 
zent. 
• In den neuen Bundesländern beträgt 
die Netto-Rentenerhöhung 12,79 Pro- 
zent; tatsächlich werden die Renten um, 
rd. 10 Prozent erhöht, da die sogenannten 
Auffüllbeträge an der Erhöhung nicht 
teilnehmen. 
Entscheidend ist: Das sogenannte Netto- 
Rentenniveau, also das Verhältnis der 
Rentenhöhe zum durchschnittlichen Ein- 
kommen der aktiven Arbeitnehmer, bleibt 
stabil bei 68 Prozent. 

Schritt für Schritt  

Die Rente steigt in den neuen Ländern 
deshalb stärker an, weil dort die Netto- 
Löhne stärker steigen. Aber auch nach 
der diesjährigen Rentenerhöhung erreicht 
eine Ost-Rente erst knapp zwei Drittel 
einer vergleichbaren West-Rente. Rentner 
mit einer Versicherungszeit von 45 Jahren 
und durchschnittlichem Einkommen 
erhalten in den neuen Bundesländern ab 
Juli 1992 rd. 1 120 DM; in den alten Bun- 
desländern liegt die Durchschnittsrente 
bei rd. 1 798 DM. Der Abstand ist also 
immer noch erheblich. Wenn die Löhne 
in West und Ost gleich sind, werden auch 
die Renten in Ost und West gleich sein 
und dann auch jeweils um den gleichen 
Prozentsatz steigen. Schritt für Schritt 

werden wir gleiche Lebensverhältnisse 
auch bei der Rente verwirklichen. 
Die Rentenerhöhung West deckt in die- 
sem Jahr nicht die volle Höhe der Preis- 
steigerungsrate ab. Im übrigen kennt das 
deutsche Rentenrecht auch keine Koppe' 
lung von Rentenerhöhung und Preisent- 

Renten und Kaufkraft  

Wicklung. Seit 1957 ist die Rente lohnbe- 
zogen. Damit sind die Rentner gut gefah- 
ren. Eine an den Lebenshaltungskosten 
orientierte Rente des Jahres 1957 hätte 
heute immer noch die gleiche Kaufkraft 
wie damals. Durch die Bindung der Ren- 
ten an die Löhne sind die Renten aber 
zwischen 1957 und 1991 real um das 
2,3fache gestiegen. 
Seit der Rentenreform 1992 orientiert 
sich die Rente nicht mehr an den Brutto-, 
sondern an den Nettolöhnen. Das bedeu- 
tet: bei der Festsetzung der Rentenerhö- 
hung werden die Abzüge vom Arbeits- 
lohn berücksichtigt; die Renten steigen i*1 

der Höhe, in der auch die Arbeitnehmer 
tatsächlich über mehr Einkommen verfü- 
gen. Ohne diese Umstellung wäre das 
Rentensystem aufgrund der Bevölke- 
rungsentwicklung nicht mehr lange finan- 
zierbar. Auch hätten wichtige Verbesse- 
rungen, vor allem für Frauen und Mütter, 
nicht vorgenommen werden können. 
Die vorübergehende Mehrbelastung der 
Arbeitnehmer, die durch den Solidarität^' 
Zuschlag zwischen dem 1.7. 1991 und 
dem 30. 6. 1992 eintrat, sowie die Erhö- 
hung des Beitrages zur Arbeitslosenversi- 
cherung mußte sich 1992 auch auf die 
Höhe der Rentenanpassung auswirken. 
Da in diesem Jahr die Beiträge zur 
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Kommentar 

Rentenerhöhung: Die Formel hat ihren guten Sinn 
Mit ihrer herben Kritik an der beschei- 
den ausfallenden Steigerung der Ren- 
ten im Westen der Bundesrepublik 
Deutschland hat Herta Däubler-Gmelin 
ein klassisches Eigentor geschossen. 
Die stellvertretende Vorsitzende der 
SPD kommt aus dem Schwabenland. 
Dort ist Wahlkampf, und da können 
bestimmte Zusammenhänge komplizier- 
ter Sozialpolitik vorübergehend aus 
dem Blickfeld geraten, vor allem, wenn 
es um die Rentenreform geht. 

Am Tag, als sich in Berlin die Mauer 
öffnete, am 9. November 1989, wurde 
dieses wichtige Gesetz vom Bundestag 
verabschiedet. Die SPD hat die Reform 
seinerzeit mitgetragen und damit auch 
den seit Anfang dieses Jahres geltenden 

Mechanismus für die Erhöhung der 
Renten. Der große Fortschritt bestand 
darin, dieses brisante Thema künftig 
aus dem politischen Tagesgeschäft her- 
auszuhalten. 
Die Regierungen sollten nicht mehr in 
Wahlzeiten versucht sein, durch üppige 
Erhöhungen Geschenke an die Rentner 
zu verteilen, die durch die wirtschaftli- 
che Situation nicht gerechtfertigt wären. 
Die von den drei großen Fraktionen 
gefundene Formel läßt der jeweiligen 
Regierung keinen Spielraum für die 
Anhebungen, sondern knüpft an die 
Steigerung der Nettolöhne und die 
Belastungen der Arbeitnehmer vom ver- 
gangenen Jahr an. 

Kölner Stadt-Anzeiger 

Arbeitslosenversicherung wieder gesenkt 
Wurden und der Solidaritätszuschlag ent- 
fällt, wird die Rentenanpassung 1993 
auch wieder entsprechend höher ausfal- 
len. 

SPD belügt die Rentner  

Wenn die SPD heute behauptet, die Rent- 
ner seien „die Verlierer der Einheit", 
uann ist dies eine zutiefst unredliche 
Argumentation, die auf eine Entsolidari- 
sierung der Deutschen in Ost und West 
abzielt. 
• Die SPD kritisiert das Ergebnis einer 
Neuregelung der Rentenanpassung, die 
l989 von CDU/CSU, SPD, FDP und 
allen Bundesländern einvernehmlich 
geschlossen worden ist. Wenn die SPD 
Jetzt aus dem rentenpolitischen Konsens 
aussteigt, betreibt sie eine Politik zu 

Lasten der Rentner, denn durch die 
gemeinsam getragene Rentenreform ist 
die Rente langfristig gesichert worden. 
Dieser Konsens darf nicht wieder in 
Frage gestellt werden. 
• Die SPD verschweigt, daß die Rentner 
genauso von der Einheit profitieren wie 
die Arbeitnehmer. Die deutsche Einheit 
hat der Wirtschaft neue Wachstumsim- 
pulse verliehen, die langfristig zu stabilen 
Einkommen und sozialer Sicherheit füh- 
ren. 
• Die SPD übersieht, daß die Rentenan- 
passungen aus der ersten und der zweiten 
Jahreshälfte 1992 gemeinsam berücksich- 
tigt werden müssen: Die Rentenerhöhung 
für das erste Halbjahr betrug 5,04 Pro- 
zent, so daß die Rente im Jahresdurch- 
schnitt 1992 um real 3,8 Prozent steigt bei 
einer derzeit angenommenen Preissteige- 
rungsrate in Höhe von 3,5 Prozent.        • 
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Theo Waigel: Unsere erfolgreiche 
Haushaltspolitik wird fortgesetzt 
Zur Diskussion über die Finanz- und 
Haushaltspolitik erklärte der Bundes- 
minister der Finanzen: 
Die Bundesregierung wird ihren strikten 
Kurs einer sparsamen Ausgabenpolitik 
im Haushalt 1992 und in der mittelfristi- 
gen Haushaltsplanung konsequent fort- 
setzen. Sie wird auch bei der im Juli fälli- 
gen Anpassung und Fortschreibung der 
Haushaltspolitik bis 1996 an diesem 
erfolgreichen Konsolidierungskurs fest- 
halten. Dieser Kurs schließt eine weitere 
deutliche Rückführung der durch die 
Einheit Deutschlands vorübergehend 
erhöhten Nettokreditaufnahme ein. 
Eine Erhöhung der Nettokreditaufnahme 
des Bundes steht nicht zur Disposition. 

Ziel der Finanzpolitik bleibt, die Krite- 
rien der Europäischen Gemeinschaft zur 
Haushaltsdisziplin so schnell wie möglich 
wieder zu erreichen. 
Um dem Konsolidierungsziel Nachdruck 
zu verleihen, muß das Moratorium aus 
der Koalitionsverinbarung von Januar 
1991 strikt eingehalten werden. Es 
schließt neue Leistungen und Leistungs- 
verbesserungen aus, sofern nicht im Bun- 
deshaushalt ein entsprechender Aus- 
gleich durch Einsparungen an anderer 
Stelle geschaffen wird. 
Die Bundesregierung ist auf die kommen- 
den Herausforderungen eingestellt. Sie 
wird sich ihren einigungsbedingten und 
europäischen Verpflichtungen stellen. 

Jochen Bordiert: 

SPD veranstaltet reines Wahlkampf theater 
Die von der SPD beantragte Aktu- 
elle Stunde „Zur Lage der öffentli- 
chen Finanzen" ist reines Wahl- 
kampftheater und der erneute Ver- 
such von Panikmache. 

Der Bund ist mit dem Haushalt 1992 
wieder auf den dringend notwendigen 
Konsolidierungskurs zurückgekehrt. 
Die im Finanzplan vorgezeichnete 
Ausgabenlinie bis 1995 von 2 Prozent 
ist eine klare Weichenstellung unserer 
soliden Finanzpolitik. Die Rückfüh- 
rung der Nettokreditaufnahme des 
Bundes ist ein positives Signal für die 
Kapitalmärkte. Wir haben durch 
solide Haushaltsgestaltung und -Voll- 

zug die selbst gesteckten Ziele über- 
troffen: 
Im Eckwertebeschluß vom November 
1990 war für 1991 eine Nettokreditauf- 
nahme des Bundes von höchstens 70 
Milliarden DM geplant, sie wurde im 
Soll dann auf gut 66 Milliarden DM 
verringert und konnte im tatsächlichen 
Ist-Ergebnis 1991 auf 52 Milliarden 
DM herabgedrückt werden. Für dieses 
Jahr wird die Kreditaufnahme auf rd. 
45 Milliarden DM weiter gesenkt. Nur 
nebenbei bemerkt: Dies sind 1,5 Pro- 
zent des Sozialprodukts. Die weitere 
Halbierung der Nettokreditaufnahme 
auf unter 25 Milliarden DM bis 1995 
bleibt unumstößliches Ziel. 
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Wir wollen die Attraktivität 
der Polizeiberuf e weiter stärken 

u den neuesten Zahlen über den 
.^stieg der Kriminalität in Deutsch- 
end erklärte der Erste Parlamentari- 
ich« Geschäftsführer der CDU/CSU- 

uudestagsfraktion, Jürgen Rüttgers: 

,. le jetzt bekannt wurde, stieg im zurück- 
senden Jahr die Zahl der Gewalttaten 
n den alten Bundesländern bedrohlich 
n: Über 79000 Fälle von sogenannter 
eWaltkriminalität in den ersten drei 

^uartalen des Jahres 1991 — ein Anstieg 
j, *} 9,8 Prozent gegenüber dem Vorjahr! 
e
ei Mord, Totschlag und Kindestötung 
autelte das Bundeskriminalamt eine 
uWachsrate von 5,6 Prozent, bei schwe- 

ll Körperverletzung ein Plus von 4,7 
r°zent. Insgesamt lassen Schätzungen 
es Bundeskriminalamtes erwarten, daß 

, ?1 in den alten Bundesländern ca. 4,5 
l0- Straftaten verübt wurden. 

d.er Anstieg der Verbrechensrate erfüllt 
d!e Menschen mit Sorgen. Für sie wird 
j!e Kriminalität im Alltag präsenter. 

ehr Ladendiebstähle, mehr Autodieb- 
ÜK       eine starke Zunahme an Raub- 
?
berfällen auf Straßen, Wegen und Plät- 

_ n> eine wachsende Bereitschaft zur 
Waltanwendung: Was sich hinter nüch- 

rner Statistik verbirgt, rückt näher an 
b   Menschen heran und wirkt für sie 
fröhlicher. Mit spannender Unterhal- 

8 aus Kriminalromanen hat dies 
i^hts mehr zu tun. Kriminalität wird 

taler, systematischer, perfider. 

Unn^0*1 a'Der ^'e Unterwelt mobilisiert 
ge

d organisiert, muß der Rechtsstaat 
nj8enhalten. Die innere Sicherheit steht 
a^f11 auf dem Spiel, aber den Angriffen 
schi     Sicherheit der Bürger ist ent- 
n  !0ssen entgegenzutreten. Das heißt 

UrHch, nach den Ursachen zu fragen, 

den Blick auf die Internationalisierung 
krimineller Aktivitäten, auf das Schwin- 
den von Rechtsbewußtsein in Teilen der 
Bevölkerung, auf die Sozialisationspro- 
bleme junger Menschen zu lenken. Das 
heißt aber auch und vor allem, unserer 
Polizei nicht mit falschen Verharmlosun- 
gen, wie seitens der SPD, in den Rücken 
zu fallen. Beispiel Drogen: über 2000 
Drogentote 1991 — die Zahl schreckt auf. 
Die Opfer sind dabei nur die Spitze eines 
Eisbergs, der Rauschgiftkriminalität 
heißt. Wer süchtig ist, muß seine Abhän- 
gigkeit finanzieren. Empirische Untersu- 
chungen lassen vermuten, daß fast jeder 
zweite Diebstahl von oder aus Kraftfahr- 
zeugen, mehr als jeder dritte Einbruch in 
Gebäuden/Wohnungen, mehr als jeder 

Was sich hinter nüchterner 
Statistik verbirgt, rückt 
näher an die Menschen 
heran und beunruhigt sie. 

fünfte Raub eine Tat von Rauschgiftsüch- 
tigen ist, die damit ihren Konsum finan- 
zieren. 
Wer hier von Freigabe für Einstiegsdro- 
gen und Entkriminalisierung spricht, lei- 
stet der Sache — „Keine Macht den Dro- 
gen" — einen schlechten Dienst. Wir soll- 
ten in der Verbrechensbekämpfung nicht 
nachlassen, sondern denen, die für sie 
geradestehen, unserer Polizei nämlich, 
den Rücken stärken. Unkenrufe, die hier 
den Polizeistaat herannahen sehen, sind 
stumpfsinnige Polemik; wer sie vorträgt, 
hat nicht nur keine Argumente mehr, er 
weiß auch nicht, um was es geht. Denn 
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Bundesinnenminister Rudolf Seiters: 

Gefahr nicht verharmlosen 
Zur wirksamen Bekämpfung des 
Drogenmißbrauchs gehört auch, die 
Größe des Drogenproblems und die 
davon ausgehende Gefahr für jeden 
einzelnen nicht zu verharmlosen. 
Dieser Verantwortung sollte sich 
jeder bewußt sein, der öffentlich 
dem freizügigen Einsatz von Dro- 
gen das Wort redet. 

Auch weiche Drogen sind gefährlich. 
Auch Cannabis-Produkte enthalten 
gesundheitsschädigende Substanzen, 
die zu psychotischen Erscheinungen 
mit gravierenden Nebenwirkungen 
führen. Eine Freigabe von Cannabis- 
Produkten würde fälschlicherweise 
den Eindruck erwecken, diese Sub-. 
stanzen seien ungefährlich, und die 
Bemühungen zunichte machen, die 

die Kriminalitätslandschaft hat sich ver- 
ändert. Und damit verändern sich auch 
die Herausforderungen für unsere Poli- 
zei. 
Das Anwachsen der organisierten Krimi- 
nalität ist die eine Seite — Banden und 
Syndikate knüpfen ihre dunklen Netze. 
Hehlerei mit Drogen und Autos, Scheck- 
betrügereien sind bekannte Beispiele. Die 
andere Seite ist, daß Kriminalität stärker 
in neue Bereiche hineinexpandiert. Die 
Zunahme der Umwelt-, Wirtschafts- und 
Computerkriminalität ist dafür ein deutli- 
cher Beleg. 
Der Kriminalität ist nicht mit den Mitteln 
von Gestern zu begegnen. Die Polizei 
muß taktisch, technisch und rechtlich in 
der Lage sein, der Kriminalität Einhalt zu 
gebieten. Heute ist Polizeiarbeit Exper- 

Bevölkerung über die Gefahren des 
Drogenkonsums aufzuklären. 
Eine Freigabe von sog. „weichen Dro- 
gen" — würde auch zu einer Konsum- 
steigerung bei den harten Drogen füh- 
ren. Wie eine wissenschaftliche Studie 
1988 nachgewiesen hat, zeigten 2A der 
regelmäßigen Konsumenten von 
Haschisch die Bereitschaft, härtere 
Drogen zu versuchen. Aus all diesen 
Gründen will ich feststellen, daß die 
Freigabe von Drogen, auch der sog. 
„weichen Drogen", eine Kapitulation 
vor dem Rauschgift darstellen würde. 
Sie müßte als Ausdruck der Hilflosig- 
keit des Staates begriffen werden. Sie 
würde den Bürgern signalisieren, daß 
der Staat im Kampf gegen das organi- 
sierte Verbrechen partiell resigniert 
habe. 

tenarbeit mit höchsten Anforderungen- 
Nimmt man dabei hinzu, daß Polizei»1" 
beit nicht nur Verfolgung und Aufklä- 
rung, sondern vor allem auch Präventj0 

beinhaltet, so wird deutlich, wie vielfä'tl* 
und anspruchsvoll ihr Aufgabenfeld is*- 

Wir müssen dies nicht nur erkennen, s° 
dem auch fördern. Die Attraktivität def 

Polizeiberufe ist zu stärken. Die Ausb"' 
dung ist zu verbessern, es muß deutlic«1 

werden, daß hohe Anforderungen den 
Berufsalltag der Polizei bestimmen. D,e 

Länder sollten in Zusammenarbeit mit 
dem Bund hier nicht nachlassen, zu übe 

legen, wie der Beruf des Polizisten fm*0 

ziell attraktiver gestaltet werden kann- 
Die Polizei allein loben, reicht nicht aU* 
Wir müssen die Beamtinnen und Beafli'^ 
ten auch konkret unterstützen. 
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Legalisierung von Drogen würde 
£ahl der Abhängigen weiter erhöhen 
*Mer Aktuellen Stunde zum Thema 
»Die Freigabe des Drogenkonsums als 
^ötwort auf 2000 Drogentote im 
Jahre 1991" erklärte der innenpoliti- 
sche Sprecher der CDU/CSU-Bundes- 
a8sfraktion, Erwin Marschewski: 

eder, der Aufhebung der Strafbarkeit 
es Rauschgiftkonsums fordert, leistet im 
rgebnis einen Beitrag zum Schutz der 
rganisierten Kriminalität. Er schützt ins- 
esondere die großen Bosse, die als 
rahtzieher den Rauschgifthandel aus 
eir» Hintergrund organisieren, 
chlepper und Kassierer werden sich 

. Unftig in kaum zu widerlegender Weise 
peils auf Eigenkonsum berufen. Sie 
. °nnen sich so problemlos den Ermitt- 
Ungen der Behörden entziehen. Sie kön- 

. en dies dann schon dadurch, daß sie 
^eils nicht mehr als diejenige Menge 
Mittelbar bei sich führen, die dem 

^'genbedarf entspricht. 
ürden wir die Strafbarkeit des Rausch- 

^'tkonsums aufgeben, ginge die jetzt 
j^hon erschreckend hohe Zahl der 

auschgiftabhängigen und die Rekord- 
*h' von über 2000 Drogentoten im Jahr 

du 
weiter nach oben. Es läßt sich nicht 

b*ler menr — meist junge Menschen — 
en Rauschgift probieren. 

ran vorbeireden: die „leichtere Verfüg- 
s rkeit" von Drogen senkt die Hemm- 
» "welle gegenüber dem Drogenkonsum. 

^ürd 

e.le Aufhebung der Strafbarkeit würde 
y.ne relative Gefahrlosigkeit suggerieren. 
2, e JUnge Menschen würden damit 
^ sätzlich zu Süchtigen gemacht. Auch 
. Folgekriminalität würde ansteigen, 
rj p Verkehrstote und Verletzte, mehr 

p'er brutaler Gewalttaten als Folge 

rauschbedingten Handelns wären 
zwangsläufig. 

Es darfauch nicht unerwähnt bleiben, 
daß nach verschiedenen Konventionen 
der Vereinten Nationen, die die Bundes- 
republik als innerstaatliches Recht über- 
nommen hat, Besitz, Gebrauch und Han- 
del mit Drogen, strafbewehrt sein müs- 
sen. Mit einer Legalisierung von Drogen 
würde Deutschland gegen internationales 
Recht verstoßen und sich außerhalb der 
Völkergemeinschaft stellen. 

Die Strafbarkeitsdrohung für den kleinen 
Drogenkonsumenten ist im übrigen — 
wie die Rechtspraxis zeigt — ohnehin nur 
sehr gering. Von den im Gesetz enthalte- 
nen Möglichkeiten, hier von Strafe — 
sogar schon von einer Anklageerhebung 
— abzusehen, wird normalerweise weit- 
gehend Gebrauch gemacht. Rücksicht- 
nahme auf die Drogenopfer am untersten 
Ende der Kette kann vor diesem Hinter- 
grund kein Argument dafür sein, die 
Kapitulation vor den Drogenbossen mit 
einer Legalisierung von Drogen einzuläu- 
ten. 
Schon das Erheben der Forderung nach 
Aufhebung der Strafbarkeit des Rausch- 
giftkonsums dient der Verharmlosung. 

Das Argument, jeder habe ein Recht auf 
Rauschgift, ist im Ergebnis zynisch und 
menschenverachtend. Es widerspricht 
grundlegenden Schutzpflichten des Staa- 
tes für Leben und Gesundheit seiner Bür- 
ger. In einem Sozialstaat darf der Staat 
die Menschen mit ihren Problemen nicht 
allein lassen. Der Staat darf es nicht zur 
Maxime erheben, daß die Bürger die 
Freiheit haben müssen, ihr Leben mit 
Drogen zu ruinieren. • 
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WOHNUNGSBAU 

Die Instrumente der Wohnungsbau- 
Politik müssen überprüft werden 
4 bis 5 Millionen neue Wohnungen in 
Deutschland werden bis zum Jahr 
2000 von der Politik gefordert. Geht es 
aber um eine entsprechende Auswei- 
sung von Bauland, wird quer durch die 
Republik zunehmend Widerstand 
geleistet. Neue Wohnungen ja — aber 
nicht in meiner Nähe! 

Bei Qualität und Quantität der Wohnun- 
gen, beim Wärme- und Lärmschutz, bei 
Stellplätzen und kommunalen Gebühren 
werden ständig neue Forderungen aufge- 
stellt, Vorschriften erlassen und Abgaben 
erhoben. Andererseits beklagt man sich, 
daß das Bauen in Deutschland europa- 
weit am teuersten ist. 

Und nicht zuletzt: Die direkte oder indi: 

rekte Förderung des staatlichen Wohnens 
durch Bund, Länder und Gemeinden 
nimmt von Jahr zu Jahr zu. Zwischen 
40 und 50 Milliarden DM jährlich dürf- 
ten es zwischenzeitlich sein, und die Zahl 
derer, die es am nötigsten brauchen und 
zu wenig erhalten, nimmt trotzdem zu 
und nicht ab. 

Eine Vielzahl von Hilfen 
Wir haben die Mittel für die Förderung 
des sozialen Wohnungsbaus massiv ver- 
stärkt, die steuerliche Förderung des 
selbstgenutzten Wohneigentums verbes- 
sert, die Attraktivität des freifinanzierten 
Wohnungsbaus erhöht, Maßnahmen zur 
Mobilisierung von Wohnraum aus dem 
Bestand ergriffen, das Wohngeld erhöht 
und verbessert, planungsrechtliche Maß- 
nahmen zur Beschleunigung des Bauens 
und zur Mobilisierung von Bauland 
ergriffen, in den neuen Bundesländern 
spezielle Programme gegen den Verfall 

des vorhandenen Wohnraums und zur 
Modernisierung aufgelegt, ein Sonder- 
wohngeld-Ost geschaffen, Mietrechtsbe- 
grenzungen eingeführt — und dennoch- 
haben wir wirklich die Gewißheit, daß al 

diese Aktivitäten und all diese Milliarden 
treffsicher dort ankommen, wo wir es     ( 
wünschen? Es gibt Grund zum Zweifeln- 

Die Forderung deswegen, noch mehr 
Milliarden in das vorhandene System zu 

stecken, noch mehr staatliche Reglemen- 
tierungen in vielen Bereichen einzufüh- 
ren, wie die SPD es fordert, im gleichen 
Atemzug über zu hohe Staatsverschul- 

Von Dietmar Kansy, 
wohnungsbaupolitischer 

Sprecher der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion 

dung und zu hohe Steuern zu klagen und 
dabei noch festzustellen, daß diese ver- 
meintlichen staatlichen Wohltaten, oft 
gießkannenförmig verteilt werden über 
Menschen, die es dringend nötig haben 
und solche, die es weniger nötig brau- 
chen, kann nicht die Antwort verantwort' 
licher Politik in dieser Situation sein. 

Kritische Bestandsaufnahme 
Die Koalitionsfraktionen legen vor die- 
sem Hintergrund einen Antrag zur Ein- 
setzung einer unabhängigen Experten- 
kommission zur Überprüfung der Instru- 
mente der Wohnungsbaupolitik vor. D'6 

hört sich vielleicht etwas technokratisch 
an — ich sage es deswegen etwas bildha 
ter: Alles was Bund, Länder und Gerne»11 
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Stichwort: 
Das Schengener Abkommen vom 
Juni 1985 zwischen den Benelux- 
Staaten, Frankreich und Deutsch- 
end ist ein entscheidender Schritt 
?um Europa der Bürger. 

Die Vertragsstaaten verpflichten sich 
zum Wegfall der Personenkontrollen 
*n den Binnengrenzen. Die Kontrol- 
len im Warenverkehr können erheb- 
lich eingeschränkt werden. Durch 
^usatzvereinbarungen ist gleichzeitig 
^ne effektive Verbrechensbekämp- 
fung gewährleistet. 

Neue Zuständigkeiten 
Moderne Formen internationaler Poli- 
zeikooperation wie wechselseitiger 
Datenaustausch ersetzen die herge- 
brachten aufwendigen Personenkon- 
trollen an den Binnengrenzen. 
Das Schengener Vertragswerk regelt 

Schengener Abkommen 

de n an direkter oder indirekter Förde- 
? n8 des Wohnens in Deutschland ausge- 
|. n und was den Wohnungsbau wesent- 
ch beeinflußt, gehört jetzt auf den Tisch 

ö, e8t und auf seine Zeitgemäßheit, die 
s.

K°nomische Effizienz, die soziale Treff- 
Uo?e.rheit' Flexibilität und auch Gerech- 
ten hin überprüft. 

^°nzeption für die Zukunft 
tyT?en der Überprüfung der direkten 
. °nnungsbauförderung, des Wohngel- 
^. und der steuerlichen Instrumente in 
sen° ^ere'cnen des Wohnungsbaus müs- 
ge andere rechtliche Rahmenbedingun- 
bjn Vorn Baurecht über das Bodenrecht 
SQ zum Mietrecht und manchem anderen 

eit mit überprüft werden, wie sie 

auch, welches Land für die Behand- 
lung von Asylanträgen zuständig ist. 
Asylanträge werden dann in einem 
Land stellvertretend für alle entschie- 
den. Durch den Beitritt von Italien, 
Spanien und Portugal zum Abkom- 
men gilt diese Regelung dann bereits 
für acht EG-Staaten. 

Artikel 16 GG ergänzen 
Um dies auch für Deutschland voll 
nutzen zu können, brauchen wir eine 
Ergänzung des Artikel 16 im Grundge- 
setz. Damit die Vereinbarungen in vol- 
lem Umfang zum 1. Januar 1993 in 
Kraft treten können, ist somit eine 
zügige Ratifizierung des Vertrags- 
werks einschließlich Grundgesetzän- 
derung bis zum 30. Juni 1992 notwen- 
dig. Es wird entscheidend darauf 
ankommen, daß die SPD ihre Blocka- 
dehaltung aufgibt. 

wesentlichen Einfluß auf die Wohnungs- 
bautätigkeit haben. 
Wir schlagen vor, diese Aufgabe einer 
unabhängigen Expertenkommission zu 
übertragen, die schnellstmöglich von der 
Bundesregierung zu bilden ist. Diese 
Kommission ist kein Ersatz für die lau- 
fenden Anstrengungen von Bund, Län- 
dern und Gemeinden und auch kein 
Grund zum Attentismus bei Investitio- 
nen. 
Sie ist vielmehr die Antwort auf die 
immer wieder an die Politik herangetra- 
gene Herausforderung, neben den unver- 
mindert fortzusetzenden täglichen An- 
strengungen Konzeptionen zu entwik- 
keln, die über das Bisherige hinaus in die 
Zukunft weisen. 
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SPD im politischen Niemandsland 
Es tut sich was in der SPD! Einigen 
Vordenkern ist offenbar die Erleuch- 
tung zuteil geworden, daß „der Geist, 
der stets verneint" (Goethe) nur auf 
der Theaterbühne, nicht aber in der 
Politik ein Dauererfolg werden kann. 
Zugleich sind Gegenkräfte wirksam. 

• Beispiel Asylpolitik: Der Aufstand der 
Bürgermeister, angeführt von Münchens 
OB Kronawitter, hat das SPD-Dogma 
von der Unantastbarkeit des Artikels 16 
Grundgesetz ins Wanken gebracht. Frak- 
tionschef Klose spricht inzwischen von 
einer Änderung des Grundgesetzes noch 
in diesem Jahr. Der Parteivorsitzende 
Engholm allerdings schweigt und wartet 
ab. 
• Beispiel Europapolitik: Das SPD-Präsi- 
dium hat sich dazu durchgerungen, der 
Ratifizierung der Verträge von Maastricht 
zuzustimmen. SPD-Vize Lafontaine, der 
auch auf diesem besonders sensiblen 
Politikfeld einen Verweigerungskurs 
wollte, konnte sich nicht durchsetzen. 
Doch während Engholm die SPD-Abge- 
ordneten im Europäischen Parlament von 
der Festigkeit der Parteiführung zu über- 
zeugen versuchte, bezeichnete inzwischen 
der Leiter der nordrhein-westfälischen 
Staatskanzlei, Clement, die Verträge von 
Maastricht als „noch nicht zustimmungs- 
fähig". 

• Beispiel Finanzpolitik: Teile der SPD' 
Bundestagsfraktion sind sich darüber tf* 
klaren, daß es angesichts der großen p°' 
tischen Aufgaben — Herstellung der 
inneren Einheit Deutschlands, Wieder- 
aufbau der Länder des ehemaligen Ost- 
blocks — keine neuen Verteilungsspiel' 
räume gibt. Frau Matthäus-Maier plä- 
diert, wie die Union, für einen finanzp0 

tischen Kurs der Sparsamkeit, Solidität 
und Ausgabenbegrenzung. Von der S"1-' 
beeinflußte Gewerkschaften praktizieret 
aber das Gegenteil: Sie blasen zum Stre 
und stellen unrealistische Lohnforderun- 
gen. 

SPD muß Klarheit schaffen 
Jürgen Rüttgers, Erster Parlamentarisch 
Geschäftsführer der CDU/CSU-Bunde*' 
tagsfraktion: Es bleibt abzuwarten, ob 
sich in der SPD tatsächlich eine Wende 
zur Vernunft und Berechenbarkeit durc 
setzt. Oder haben wir es wieder einmal 
mit der altbekannten SPD-Strategie des 
Sowohl-Als-auch zu tun: für und gegen 
eine Änderung des Artikels 16, für und 
gegen die Verträge von Maastricht, für 

und gegen eine sparsame Haushaltsfü"1' 
rung? Die SPD-Führung muß Klarheit 
schaffen. Solange das nicht geschieht, 
bewegt sich die SPD im politischen Nie' 
mandsland. 

66 „Christen auf dem Weg in das geeinte Europa 
Unter diesem Motto findet die 33. Bundestagung des Evangelischen 
Arbeitskreises der CDU/CSU am 25-/26. 9. 1992 in Wittenberg statt. 

Anmeldungen richten Sie bitte unter Angabe von Übernachtungs- 
wünschen an die EAK-Bundesgeschäftsstelle, Friedrich-Ebert-Allee 73-75, 
5300 Bonn 1 
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Kommission will Antwort geben auf 
die Existenzsorgen der Landwirte 
Anläßlich der Konstituierung der 
Agrarkommission des Bundesvorstan- 
des der CDU erklärte deren Vorsitzen- 
der Reimer Böge MdEP: 

Wachsende Überschüsse und Preisverfall, 
ausufernde Haushaltskosten sowie 
^nehmende Spannungen im Weltagrar- 
handel kennzeichnen die gegenwärtige 
Situation in der Agrarpolitik. Die CDU 
wül eine Antwort auf die drängenden 
Existenzsorgen der Landwirte geben. Vor 
diesem Hintergrund hat der Bundesvor- 
stand eine Kommission eingesetzt, die ein 
neues Agrarkonzept für die CDU erarbei- 
ten soll. 

^ie Kommission hat sich die Aufgabe 
gestellt, Wege aufzuzeigen, die die Wett- 
bewerbsfähigkeit der deutschen Land- 
Ortschaft sichern und zur Stabilisierung 
des ländlichen Raumes beitragen. Den 
Landwirten müssen Perspektiven mit ver- 
läßlichen Rahmenbedingungen eröffnet 
werden, an denen sie ihre betrieblichen 
Entscheidungen ausrichten können. Die 
Kommission wird sich dabei von folgen- 
den Grundüberlegungen leiten lassen: 

_ Ziel muß es sein, leistungs- und ent- 
wicklungsfähige landwirtschaftliche 
Betriebe zu erhalten und zu fördern. 
Langfristig hat die Landwirtschaft in 
^iner marktwirtschaftlich orientierten 
Wirtschaftswelt aber nur eine Zukunft, 
JJ'enn die Agrarpolitik wieder stärker als 
bisher an den Prinzipien der Sozialen 
Marktwirtschaft ausgerichtet wird. 
* Damit die deutsche Landwirtschaft im 
^Uropäischen Wettbewerb bestehen kann, 
dürfen betriebliche Anpassung und 
^nkturwandel nicht verhindert werden. 
°ieser Strukturwandel muß sozialverträg- 

lich gestaltet werden, unter besonderer 
Berücksichtigung umweit- und regional- 
politischer Belange. 
• Agrarpolitische Rahmenbedingungen 
müssen mit den Zielen von Umwelt- und 
Naturschutz in Einklang gebracht, die 
Pflege der Kulturlandschaft auch weiter- 
hin gewährleistet werden. Neue Formen 
der Entlohnung für landschaftspflegeri- 
sche Leistungen müssen dazu erarbeitet 
werden. 
• Funktionsfähige ländliche Räume sind 
ohne Landwirtschaft nicht denkbar. Die 
Landwirtschaft allein ist aber immer 
weniger in der Lage, den ländlichen 
Raum intakt zu halten. Damit die ländli- 

Die deutsche Landwirtschaft 
braucht verläßliche Rahmen- 
bedingungen, um ihre 
betrieblichen Entscheidun- 
gen danach ausrichten zu 
können. 

chen Räume auch in Zukunft lebensfähig 
und lebenswert bleiben, müssen die wirt- 
schaftlichen, kulturellen und sozialen 
Strukturen erhalten und weiterentwickelt 
werden. 
Die Kommission wird auf breiter Basis 
mit den Parteigliederungen, den Verbän- 
den, der Industrie und der Wissenschaft 
ihre Überlegungen für ein neues Agrar- 
konzept diskutieren. Unter Einbeziehung 
der Ergebnisse dieser Diskussion soll das 
neue Agrarkonzept auf dem 3. Parteitag 
der CDU Deutschlands im Oktober die- 
ses Jahres abschließend beraten und ver- 
abschiedet werden. • 
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Redlicher Erwerb zu DDR-Zeiten 
schützt vor Rückgabeansprüchen 
Viele Bürger in den neuen Bundeslän- 
dern, Mieter und sogenannte Häusle- 
bauer fürchten um ihre noch zu DDR- 
Zeiten erworbenen Besitzstände. 

Sie haben Angst davor, daß ihnen vor 
allem von Alteigentümern aus dem 
Westen die Mieten drastisch erhöht, sie 
sogar aus ihrer Mietwohnung herausge- 
kündigt werden oder daß ihnen das sei- 
nerzeit vom DDR-Staat erworbene 
Grundstück oder Wohnhaus wieder weg- 
genommen wird. 

Gegenüber diesen Befürchtungen ist 
zu sagen: 

Die Mietwohnung ist und bleibt sicher. 
Niemand, der in der ehemaligen DDR 
redlich und ordnungsgemäß Grund und 
Boden zum Hausbau erworben oder auf 
zugewiesenem Land ein Eigenheim 
errichtet hat, kann heute von seinem 
Besitz vertrieben werden. Alle sind schon 
durch den Einigungsvertrag und die gel- 
tenden Gesetze geschützt. Die Bundesre- 
gierung kennt die Ängste und Sorgen der 
Menschen in den neuen Bundesländern. 
Sie sind jedoch objektiv unbegründet. 
Die Bundesregierung wird die neuen 
Bundesbürger nicht im Stich lassen. 

Worum geht es im einzelnen? 

Situation der Eigenheimbesitzer 
Da gibt es diejenigen, die noch zu Zeiten 
der ehemaligen DDR ein Eigenheim auf 
volkseigenem oder fremdem privaten 
Grund und Boden errichtet oder gekauft 
und dafür eine blaue, grüne oder LPG- 
Nutzungsurkunde erhalten haben. 

Diese Eigenheimbesitzer brauchen sich 
keine Sorgen zu machen, ihren Besitz 

heute an frühere oder gegenwärtige 
Eigentümer herausgeben zu müssen, 
sofern dieser Erwerb in Übereinstim- 
mung mit den damaligen DDR-Vorschrif- 
ten erfolgte, also „redlich" war. 

Nach dem Einigungsvertrag ist die 
Rechtsposition dieser Eigenheimbesitzer 
geschützt und mit ihrem bisherigen Inhalt 
voll aufrechterhalten worden. 

Das heißt: Diese Eigenheimbesitzer sind 
vor Rückgaben, Kündigungen und Räu- 
mungsklagen sicher. Auch Miete müssen 
sie nicht bezahlen. 

Dann gibt es diejenigen, die in der ehe- 
maligen DDR auf fremdem Grund und 
Boden ein Eigenheim errichtet oder 
gekauft haben, ohne hierfür eine Nut- 
zungsurkunde erhalten zu haben. Auch 
diese Menschen brauchen sich im Hin- 
blick auf Herausgabe und Räumungskla- 
gen keine Sorgen zu machen, und zwar 
gleichgültig, ob sie 
• im Besitz eines zu Wohnzwecken abge- 
schlossenen Grundstück-Überlassungs- 
vertrages sind, der in Kürze ausläuft oder 
• LPG-Gebäudeeigentum erworben 
haben oder 
• ohne jegliche vertragliche Absicherung 
auf fremdem Grund und Boden lediglich 
im Vertrauen auf behördliche Zusagen 
legal gebaut haben. 

Alle diese Fälle werden jetzt durch 
Gesetz rechtlich vorläufig abgesichert: 
Im 2. Vermögensrechtsänderungsgesetz, 
das in Kürze in den Gesetzgebungsgang 
gegeben wird, ist für diese Fälle ein 
Moratorium vorgesehen. 
Das bedeutet: Diese Eigenheimbesitzer 
dürfen ihre Grundstücke und Wohnge- 
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Jjäude bis zum 31. Dezember 1994 wie 
lsner nutzen. Sie sind daher vor Räu- 

mungsklagen der Grundeigentümer 
sicher. 
Blszum 31. Dezember 1994 wird eine 
^gültige gesetzliche Regelung der 

'gentums- und Nutzungsverhältnisse an 
en hier in Betracht kommenden Grund- 

Bücken erreicht sein. 
chließiich gibt es Bürger in den neuen 
^ndesländern, die mit der sogenannten 

''stichtagsregelung 18. Oktober 1989" 
ablerne haben. 

as sind in erster Linie diejenigen, die 
nach dem DDR-Gesetz über den Verkauf 
^0|kseigener Gebäude vom 7. März 1990 

Endstücke oder Gebäude erworben 
haben. 

Die ganz überwiegende Zahl dieser 
^•"Werber — weit über 90 Prozent — 
raucht sich ebenfalls keine Sorgen zu 

^achen, aus ihrem Besitz vertrieben zu 
^"den. Denn das sind diejenigen, die 

chon vorher Eigentümer des Wohnge- 
audes und Inhaber einer entsprechen- 

^en (blauen, grünen oder LPG-)Nut- 
^ngsurkunde waren und lediglich zum 

°hngebäude das Grundstück dazuge- 
bt haben. 
.Aussetzung allerdings ist, daß das 

utzungsrecht redlich erworben war. 
von den übrigen Bürgern, die nach 

e,£ 18. Oktober 1989 Grundstücke oder 
ebäude gekauft haben, soll zusätzlich 
•Jer weiteren Gruppe von Erwerbern 

Rolfen werden: 
Wer ~ ' — in der Regel als Mieter — ein 

Mundstück oder Gebäude nach dem 18. 
^tober 1989 gekauft, aber schon vor die- 
ant ^^cnta8 einen entsprechenden Kauf- 
s 

tra8 gestellt hat, soll nicht unter die 
Jchtagsregelung fallen. 
Urch das 2. Vermögensrechtsänderungs- 

s Jetz wird sichergestellt, daß diese Men- 
en nicht darunter leiden müssen, daß 

ihre Anträge etwa aufgrund von Arbeits- 
überlastung oder Schlamperei der ehema- 
ligen DDR-Behörden erst nach dem 
Stichtag 18. Oktober 1989 bearbeitet und 
beschieden worden sind. 
Diese Erwerber werden so gestellt, als ob 
ihre Anträge rechtzeitig bearbeitet wor- 
den wären. Voraussetzung ist aber auch 
hier, daß der Erwerber beim Kauf redlich 
war. 

Situation der Mieter 
Unzähligen Bürgern sind in der DDR 
Mietwohnungen zugewiesen worden, 
ohne daß die Eigentümer davon wußten 
oder in freier Entscheidung einen Miet- 
vertrag abschließen konnten. Häufig 
mußten die Mieter beträchtliche Summen 
und eigene Arbeit für die Instandsetzung, 
Erhaltung und Modernisierung der Woh- 
nungen aufwenden. 
Viele dieser Mieter befürchten jetzt, mit 
ihren Familien demnächst „auf der 
Straße zu stehen". Eigentümer haben die 
Kündigung angedroht oder — mit oder 
ohne berechtigten Grund — bereits 
gekündigt. Andere versuchen, die Woh- 
nungen mit teilweise hanebüchenen 
Methoden freizubekommen. 
Diese Sorgen der Mieter sind unbe- 
gründet. 
Der Einigungsvertrag und das soziale 
Mietrecht des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
gewähren den Mietern einen vielfachen 
Schutz gegen Wohnungsverlust: 
• Nach dem Einigungsvertrag bestehen 
die Mietverträge grundsätzlich fort, 
gleichgültig ob mit West- oder Osteigen- 
tümern. Nur wenn der Mieter beim 
Abschluß des Mietvertrags nicht redlich 
war, verliert er sein Wohnrecht. Aber 
Fälle dieser Art sind ganz selten. 
• Die Mietverträge bleiben auch beste- 
hen, wenn das Haus verkauft wird: Kauf 
bricht nicht Miete (§ 571 BGB). 
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JU-Äktion gegen Gewalt gegen Ausländer 
Mit einer Aktion „Gewalt gegen Aus- 
länder — Laß Dich nicht anstecken!" 
tritt die Junge Union Deutschlands in 
dieser Woche an die Öffentlichkeit. 
Bereits im Januar hatte der Bundes- 
vorstand der Jungen Union ein Papier 
zu dieser Problematik mit dem Titel 
„Für ein gutes Miteinander — Grund- 
sätze einer humanen Ausländer-, 
Flüchtlings- und Einwanderungspoli- 
tik" diskutiert und beschlossen. 
Wie der Bundesgeschäftsführer der 
Jungen Union Deutschlands, Axel 
Wallrabenstein, mitteilt, sind bereits in 
vielen Orts- und Kreisverbänden der 
Jungen Union konkrete Solidaritätsak- 
tionen bzw. Diskussionsveranstaltun- 
gen zu diesem Thema durchgeführt 

worden oder in Vorbereitung. Die nun 
zur Verfügung gestellten Informa- 
tionsmaterialien, bestehend aus einer 
Informationsbroschüre mit dem ent- 
sprechenden Beschluß des Bundesvor- 
standes der Jungen Union, einem Pla- 
kat und einem Aufkleber mit dem 
Titel „Gewalt gegen Ausländer — Laß 
Dich nicht anstecken!", sollen bei der 
konkreten Umsetzung der Aktion vor 
Ort weiterhelfen. 

Die genannten Informationsmate- 
rialien können über die Bundesge- 
schäftsstelle der Jungen Union in 
Bonn, Annaberger Straße 283, 5300 
Bonn 2, Telefax: 0228/384520, 
angefordert werden. 

• Bis Ende 1992 laufen nach dem Eini- 
gungsvertrag sogenannte Wartefristen: 
Kein Eigentümer darf aus Eigenbedarf 
kündigen, außer in seltenen Härtefällen, 
z.B. wenn der Eigentümer im SED-Staat 
selbst durch Willkür sein Haus verloren 
hat (etwa Zwangsumgesiedelte) oder 
wenn er einen deutlich dringenderen 
Wohnbedarf als der Mieter hat. Wer ein 
vermietetes Haus kauft, kann sich grund- 
sätzlich nicht auf eine Härte berufen. 

• Dieser besondere Kündigungsschutz 
des Einigungsvertrags wird durch Gesetz 
in angemessener Weise verlängert wer- 
den. 
• Auch wenn der Vermieter berechtigter- 
weise gekündigt hat, ist der Mieter nicht 
schutzlos. Auf der Straße stehen — das 
wird es nicht geben. Die mietrechtliche 
Sozialklausel (§ 556 a BGB) gibt dem 
Mieter das Recht, einer Kündigung zu 
widersprechen, wenn sie für ihn oder 
seine Familie eine nicht zu rechtferti- 
gende Härte wäre. Nach dem Gesetz liegt 

eine Härte vor, „wenn angemessener 
Ersatzwohnraum zu zumutbaren Bedin- 
gungen nicht beschafft werden kann". 
Wenn ein Mieter beträchtliche Summen 
für die Wohnung aufgewendet hat, wird 
dies im Rahmen der Sozialklausel zu sei- 
nen Gunsten berücksichtigt. 
• Das Mietrecht des BGB gibt dem Mie- 
ter am Ende eines Mietverhältnisses 
angemessene Ansprüche auf Ersatz der 
Aufwendungen, die er während seiner 
Mietzeit für die Wohnung gemacht hat. 
• Nach wie vor besteht in den neuen 
Ländern eine Mietpreisbindung. Die 
Bundesregierung hat im vergangenen 
Herbst die notwendigen Verordnungen 
über die Anhebung der Grundmieten uOd 

die Umlegung der Betriebskosten erlas- 
sen. 
Daneben sind lediglich Mieterhöhungen 
aufgrund von Modernisierungsmaßnah- 
men zulässig und wenn die Betriebsko- 
sten (z.B. für Heizung, Wasserversorgung 
Müllabfuhr, Reinigung) sich erhöhen.   * 
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Unser Land für morgen fitmachen 

CDU NRW fordert eine radikale 
Kehrtwende in der Bildungspolitik 
Die 652 Delegierten des Parteitages 
<*er CDU Nordrhein-Westfalen haben 
Jjn 13./14. März in Bonn die Weichen 
für eine umfassende Kursänderung in 
der Bildungspolitik gestellt. Damit ist 
die CDU die erste der vier im Landtag 
Jon Nordrhein-Westfalen vertretenen 
Parteien, die die Konsequenzen aus der 
verheerenden Analyse des Kienbaum- 
Gutachtens zieht, wonach das nord- 
rhein-westfälische Schulsystem nach 
*S Jahren sozialdemokratischer Fehl- 
steuerung dringend einer „Grundsa- 
nierung" bedarf. 

Darüber hinaus gelten die neuen bil- 
jjungspolitischen Leitlinien der CDU 
NRW bereits jetzt als bundespolitisches 
Signal für die erforderliche Kehrtwende 
'n Richtung Stärkung der beruflichen Bil- 
dung. „Denn das weitere Auseinander- 
driften von Bildungs- und Beschäfti- 
gungssystem muß unter allen Umständen 
Jjrhindert werden", so Generalsekretär 
"erbert Reul unter dem Beifall der Bon- 
ner Delegierten. 

°em Bonner Bildungs-Parteitag vorange- 
gangen war eine seit Wochen andauernde 
breite Welle der Zusammenarbeit zwi- 
Schen der Parteizentrale in Düsseldorf 
Jjnd den 54 Kreisverbänden. In „noch nie 
dagewesener Weise", so Generalsekretär 
Herbert Reul, hatten sich auf Kreis- und 
°ezirksebene Arbeitsgruppen und Kom- 
missionen gebildet, die die bildungspoliti- 
sche Initiative der Landespartei umfas- 
Send unterstützten und begleiteten. 
Herbert Reul: „Der Schwung, den die 

artei in den letzten Monaten gezeigt hat, 

ist einzigartig. Trotz der schwierigen 
Bedingungen einer kurzen Beratungszeit 
gingen fast 300 Anträge aus der Partei in 
der Landeszentrale ein." 
Einmütig sprach sich der Parteitag u. a. 
für die Einführung einer differenzierten 
Mittelschule aus, in der kleinere Real- 
schulen und Hauptschulen unter Wah- 
rung ihres eigenen Bildungsganges orga- 
nisatorisch zusammengefaßt werden kön- 
nen. Die Delegierten votierten ferner für 
das Auslaufen des pädagogisch geschei- 
terten Gesamtschul-Modells und die Ein- 
führung eines landesweiten Zentralab- 
iturs. 
Durch Straffung der Unterrichtsinhalte 
soll die Schulzeit an Gymnasien künftig 
auf zwölf und an den Hauptschulen auf 

Vorfahrt für berufliche Bil- 
dung — Zentralabitur — 
Differenzierte Mittelschule 
— Stopp für Gesamtschule 

neun um jeweils ein Jahr verkürzt wer- 
den. Berufspraktikern soll künftig die 
Möglichkeit zur Weiterqualifizierung 
durch ein Fachhochschulstudium ermög- 
licht (Meisterstudium) und generell die 
Durchlässigkeit des beruflichen Bildungs- 
ganges bis hin zum Fachhochschulab- 
schluß gewährleistet werden. (Der Partei- 
tagsbeschluß ist im Wortlaut erhältlich bei 
CDU NRW, Abt. Öffentlichkeitsarbeit, 
4000 Düsseldorf.) 
Mit einer kämpferischen Rede war zu 



Seite 26 •  UiD 9/1992 
CDU NORDRHEIN-WESTFALEN 

Beginn des Parteitages Landesvorsitzen- 
der Norbert Blüm mit der „ausgelaugten 
SPD-Erosionsregierung Rau" ins Gericht 
gegangen. „Die SPD regiert Nordrhein- 
Westfalen, als sei es ihr Besitz, für den sie 
niemandem Rechenschaft schuldet", so 
Norbert Blüm wörtlich. Als „abschrek- 
kende Beispiele" nannte der CDU-Lan- 
deschef die Minister Heinemann, Schleu- 
ßer und Matthiesen, die als „Dreigestirn 
der sozialdemokratischen Filzokratie" die 
Wähler verschaukeln: „Man nimmt was 
man braucht und gibt, wem man will." 
Mit ihrer Politik der Bequemlichkeit, so 
Blüm weiter, „legt die Rau-Erosionsregie- 
rung das Land lahm. Probleme werden 
nicht gelöst, sondern nur neu verpackt". 
Norbert Blüm bekundete die Entschlos- 
senheit der CDU NRW, die Direktwahl 
der Bürgermeister in NRW notfalls durch 
ein Volksbegehren durchzusetzen. 
(Die Rede des CDU-Landesvorsitzenden 
wird in der NRW-Ausgabe des nächsten UiD 
im vollen Wortlaut abgedruckt.) 

Helmut Kohl warf der SPD 
Opportunismus vor  
Bundeskanzler Helmut Kohl hat sich 
dafür ausgesprochen, die Lebensarbeits- 
zeit auf freiwilliger Basis wieder zu ver- 
längern. Immer kürzere Arbeitszeiten 
eines immer älter werdenden Volkes 
seien, so Kohl auf dem Landesparteitag 
der nordrhein-westfälischen CDU, mit 
gleichzeitig wachsenden Urlaubs- und 
Tarifansprüchen nicht zu vereinbaren. 
Kohl appellierte an die Tarifpartner, „bei 
allem Respekt vor der Tarifautonomie" 
angesichts des notwendigen Auf- 
schwungs im Osten und rezessiver Ten- 
denzen auf dem Weltmarkt bei den Lohn- 
abschlüssen „nicht in die Vollen zu 
gehen". Es sei, so Kohl, „völlig indiskuta- 
bel", Geld auszugeben, das noch nicht 
erarbeitet sei. 

Pressestimmen 
Die nordrhein-westfälische CDU fühlt 
sich im Aufwind. Und wer den Bonner 
Landesparteitag beobachtete, muß fest- 
stellen, daß offene Auseinandersetzun- 
gen tunlichst vermieden worden sind. 
Gemeinsamkeit war Trumpf. Dies ist 
nicht zuletzt auch ein Verdienst von 
Norbert Blüm, dem es gelungen ist, den 
größten CDU-Landesverband auf Linie 
zu bringen.       Kölnische Rundschau 
Die rund 650 Delegierten des neunten 
Landesparteitages der NR W-CDU 
zeigten in Bonn ein neues Selbstbewußt- 
sein. Die seit dem Führungswechsel in 
der Düsseldorfer Landtagsfraktion im 
Sommer 1990 praktizierte Konfliktstra- 
tegie gegenüber den Sozialdemokraten 
hat offensichtlich jetzt auch die Gesamt- 
partei übernommen. Die Zeit scheint 
für die Christdemokraten günstig zu 
sein, die regierende SPD mit Erfolg 
empfindlich zu treffen. 

Westfälische Nachrichten 

In der Asylfrage warf Kohl den Sozialde- 
mokraten „Blockade-Politik aus purem 
Opportunismus und wegen eines Wahl- 
termins" vor. Der Kanzler appellierte an 
die Bonner SPD-Führung, auf die eigene 
Basis zu hören: Wenn heute die Oberbür- 
germeister und Oberstadtdirektoren der 
SPD-Großstädte geheim abstimmen wür- 
den, so Kohl, „sind 95 Prozent für eine 
Grundgesetzänderung". 

Zum Bereich Sozialpolitik kündigte der 
Regierungschef an, daß die geplante Pfle' 
geversicherung noch in dieser Legislatur- 
periode bis 1994 verabschiedet werde. 
„Das ist überfällig", sagte Kohl. Die 
Union wisse, was sie der älteren Genera- 
tion, die unser Land aufgebaut habe, 
schuldig sei. * 
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